Studentenrevolte in Griechenland
Warum wird besetzt? Organisationsformen. Perspektiven.

Momentan finden in Griechenland die größten Studentendemonstrationen seit 15 Jahren statt. Nachdem 5 Fakultäten in Athen und Thessaloniki am 18.05.2006 als erste besetzt wurden, zogen innerhalb der letzten 6 Wochen über 300 andere Universitätsabteilungen von insgesamt ca. 450 in Griechenland nach. 
Die Proteste richten sich gegen die neuen Bildungsgesetze, die die Bildungsministerin Giannakou unter der rechts-konservativen Regierung "Neue Demokratie" versucht gegen den Willen der Mehrheit der Bevölkerung duchzubringen. Die sozialdemokratische Partei PASOK, die vorher regiert hatte, brachte die Gesetze aber schon auf den Weg. 
Den StudentInnen ist es nicht erlaubt, vor das Bildungsministerium in Athen zu ziehen. Am Donnerstag, 18.05.2006, gab es radikale Demonstrationen in Athen und Thessaloniki mit ca. 25000 Teilnehmern. Die Polizei wehrte sie mit massivem Einsatz ab.

Wöchentlich finden mehrere Demonstrationen über ganz Griechenland verteilt statt. In Athen kamen bislang bis zu 10.000 hauptsächlich junge Menschen zusammen und versuchten dorthin vorzudringen. Jedes Mal wurden sie mit massivem Tränengaseinsatz davon abgehalten. Das Haltbarkeitsdatum der Patronen ist längst abgelaufen, das Gift, das man einatmet, setzt sich für immer in der Lunge fest, der Körper kann es nicht abbauen. Donnerstag, den 8. Juni fand eine der bislang größten Demonstrationen statt. Mehr als 25.000 Menschen aus ganz Griechenland zogen durch die Strassen Athens. Aus den Reihen von entschlossenen Demonstranten wurde die Polizei mit Moltowcocktails attackiert, Banken wurden entglast. Die Mehrheit der StudentInnen steht hinter diesem Vorgehen, sehen sie sich und ihre gesamte Zukunft bedroht. Mehrere tausend DemonstrantInen hielten sich auf dem Gelände der polytechnischen Uni auf. Auch einige streikende Lehrer und Professoren waren hier und ermutigten die Menge. 
Die Polizei, der es nicht gestattet ist, das Gelände zu betreten, schoss auf der Strasse mit Tränengas, dass der Wind in den Hinterhof trägt. Einige Müllcontainer brannten, die Läden hatten geschlossen. Auf der großen Strasse vor dem Polytechnikum (Patission) fanden Straßenschlachten statt. Die in Panik geratene Polizei schlug unter anderem einen Journalisten der Mainstreammedien, vor dem Bildungsministerium zusammen. Einige Neonazis hatten sich vor dem Unigelände versammelt und jagten vereinzelt Demonstranten.
Die Menschen hier sind demoerprobt. Fast schon professionell mutet ihr Grad der Organisierheit an. Arm in Arm verschränkt, mit roten, schwarzen und schwarzroten Fahnen marschieren die Griechen hier, das Malaxon gegen das Tränengas im Rucksack. Menschen teilen Staubmasken aus, vor jedem Block ruft ein Mensch Parolen ins Megaphon: Polizei auf´s Unigelände, pode, ,,niemals” entgegnet die Menge. Die StudentInen solidarisieren sich, anders als in Deutschland fakultätsübergreifend. "es wird Chaos geben" schreien Jura und WirtschaftsstudentInen. In der Nähe des Bildungsministeriums bilden die Menschen Ketten aus Armen und den Fahnenstangen um die Blocks herum, man läuft geschlossen in Reihen und selbst nachdem die Menge mit Tränengas beschossen wird, gibt es keine Massenpanik, die Menge ändert geschlossen die Richtung und läuft singend und skandierend durch die Häuserschluchten. Vor der Uni finden Strassenschlachten statt. StudentInen bewerfen die Polizei mit herumliegenden Gegenständen, die sie aus einer Baustelle holen, die sich auf dem Gelände befindet. Das alte Hauptgebäude des Polytechnikums wird gerade restauriert. Die Polizei antwortet mit massivem Tränengaseinsatz, Griechen berichten, dass die Gaspatronen seit Jahren abgelaufen seien. Ein Elektroladen brennt völlig aus, die Scheiben der umliegenden Geschäfte gehen fast alle zu Bruch. Es gibt auf beiden Seiten insgesamt mehrere Dutzend Verletzte. Schwerletzte werden längere Zeit liegengelassen. Laut griechischen Demonstranten werden sie aber immerhin nicht festgenommen, weil die Polizei sonst im Nachhinein zu viele unangenehme Fragen vor Gericht beantworten müsste.

Währenddessen diskutieren mehrere hundert StudentInen im großen Hörsaal das weitere Vorgehen. Sie schreien sich eine Stunde lang an, wobei immer wieder klar wird, dass Männer hier klar die Szenerie, wie auch auf der Demo dominieren. Nur wenige Frauen melden sich lauthals zu Wort. Scheinbar aus dem nichts sind sich plötzlich alle einig und demonstrieren geschlossen zu der ca. 3 km entfernten Polizeistation. Ungefähr 1000 Menschen versammeln sich vor dem Hauptquartier und fordern die Freilassung von mindestens 4 Gefangenen. Es kommt zu einzelnem Gerangel mit der Polizei, Indymedia Athen berichtet von einem brennenden Auto. Am nächsten Morgen sind alle wieder frei, es herrscht auf dem Campus eine entspannte Stimmung. Die Parteien überlegen sich, die Änderungen bis zum Winter auf Eis zu legen und dann neu zu diskutieren. Die StudentInen trauen dem Frieden noch nicht recht und besetzen die Unis weiter bis mindestens Donnerstag, den 15. Juni, wenn es griechenlandweit zu neuen Studentenvollversammlungen und Demos kommen wird.
Die Begründung für die neuen Gesetzesentwürfe klingt fadenscheinig: Europa hat sich auch weiter entwickelt und Griechenland müsse Schritt halten. Überall in Europa gäbe es Privatunis.
Über Griechenland verteilt, was ca. 12 Millionen Einwohner hat, streiken 392 Hochschulabteilungen von ca. 450. Erst fingen diejenige Fachschaften an, in denen die Linksradikalen dominieren, dann schlossen sich nahezu alle an. Die kommunistische Partei war zuerst dagegen, sie sagte, studiert weiter aber tragt den Kampf auf die Strasse. Nachdem sie verstanden hatten, dass ihnen wichtige Wähler entgehen würden, unterstützen sie die Besetzungen. In den meisten Fachschaften dominieren konservative Kräfte, die die Vollversammlungen vermeiden wollten. Da der Druck von linken Studenten stark war, gelang es ihnen, große Vollversammlungen zu organisieren und Protestbeschlüsse zu fassen.

Es gibt nahezu jeder Woche Demos, auf jeden Fall in Athen und Thessaloniki, es kommt meist zu Tränengaseinsätzen am Ende der Demos. Bis jetzt streiken nicht nur noch 40-60 Hochschulabteilungen in der Peripherie, weil dort die Fachschaften schwach und erfahren sind.

An den Unis arbeitet das Personal weiter, wie Putzfrauen und Köche, das Essen ist kostenlos. Manche finden es schade, dass aus den Besetzungen nicht mehr eine neue Art des Zusammenlebens und der Selbstorganisation entsteht. Es gibt sowieso neben den Studentenforderungen keinen Platz und keine Zeit mehr. Eigentlich hätten sie jetzt gerade Examen. Fächerübergreifend wird besetzt. In vielen Unis werden Selbstvorlesungen (Antimathimata), Plenen, Parties, Plakataktionen, Konzerte und mehr veranstaltet. Autonome und Sozialdemokraten singen zusammen und sie schlafen in denselben Hörsaalen, aber sie erwarten verschieden Sachen. Die ersten sind mit dem allgemeinen Abschalten des Systems zufrieden und die letzten erwarten politische Gewinne bei den nächsten Hochschulwahlen.

Was wird geändert

1. Die Polizei soll das Recht erhalten auf dem Unigelände einzuschreiten, was bislang verboten war
Nachdem es 1973 während der Militärdiktatur zu Studentenunruhen kam, fuhren mehrere Panzer auf das Gelände des im Herzen Athens gelegenen Polytechnikums, mehrere StudentInen wurden getötet. Seitdem ist es der Polizei und anderen Autoritäten verboten, Unis, Kirchen und Schulgelände ohne ausdrückliche vorherstattgefundene Abstimmung der Unileitung zusammen mit den StudentInen zu betreten. Die griechische Polizei bemängelt, dass das Gesetz nicht mehr zu halten sei, da sich die Universitäten zu einem "Hafen der Ungehorsamen" entwickelt hätten.
2. Bücher und Studium generell sollen ab sofort Geld kosten, bislang sind Bücher frei, generell soll es einen Wettbewerb der Universitäten geben. StudentInen befürchten, dass große Unternehmen einige bevorzugen, diesen Unis wird dann viel Geld gegeben und der Rest verkümmert. 
Selbst wenn man studiert hat, ist die Chance einen gut bezahlten Job in Griechenland zu finden, gering, es gibt eine hohe Arbeitslosigkeit vor allem unter jungen Akademikern. Man befürchtet, dass sich die Situation mit den neuen Födergesetzen immens verschlimmert. 

3. Regelstudienzeit darf nicht mehr überschritten werden, ein Studium was z.B. 4 Jahre dauert, muss nach max. 6 Jahren beendet sein, dann wird man exmatrikuliert und hat auch keine Chance sich an einer anderen öffentlichen Uni einzuschreiben, höchstens noch an teuren Privatinstituten. Im Moment kann man solange studieren, wie man will und die Menschen finden das auch sehr wichtig, denn viele können nur "nebenbei" studieren, haben sie doch noch ein oder zwei schlecht bezahlte Jobs nebenher. Denn die Lebenhaltungskosten sind in den letzten -Jahren immens gestiegen und auch wenn die Lehrmittel kostenlos sind, sind sie oft veraltet und die StudentInen müssen sich noch zusätzliches Material kaufen. Viele, gerade nicht aus priviligierten Familien stammenden, sehen nun ihre Chance davonschwimmen, jemals aus dem Niedriglohnsektor ausbrechen zu können, sich zu bilden. Denn wenn keiner aus der Familie während der kurzen Studienzeit für die Kosten aufkommt und das Studium an sich schon Geld kostet, wird nur noch eine kleine Elite überhaupt zu einem befriedigenden Abschluss kommen können.
Studentendemonstrationen haben eine große Tradition in Griechenland. viele sehen sich nicht unbedingt als linksorientiert an, sie vertreten eher die Meinung, dass Griechenland die Wiege der Demokratie sei und man sein Recht auf Meinungsfreiheit nutzen soll. Ein Wirtschaftstudent meinte: Wenn die Regierung diese Gesetzesentwürfe nicht zurücknimmt, dann werden wir eben nie Regierung zurück nehmen, solange, bis eine Regierung an der Macht ist, die die Gesetze so macht, wie wir sie wollen.
Die Griechen an sich sind sehr politikinteressiert, überall werden die Tagesthemen diskutiert 
zumindest in den großen Städten solidarisieren sich die meisten menschen mit den Belangen der Studenten. In den Mainstreammedien wurden die zu Besetzungen lange ignoriert und man versuchte einer unbekannten anarchistischen die Initierung der Unruhen zuzuschreiben. 
Nach den Ausschreitungen am Donnerstag ist es aber nicht mehr länger möglich, dieses Gerücht aufrechtzuerhalten, die Studenten haben Gesicht gezeigt und sind entschlossen, den Kampf zu gewinnen. 
Manche Medien berichten, dass die Regierung überlege, die Gesetze neu zu beraten. Es ist klar, dass man versucht, die Bewegung zu bremsen.
Die politischen Hochschulkräfte in Griechenland:

EAAK* – Linksradikales Studentenbündnis (außerparlamentarische oppositionelle Linke für die Basisdemokratie und gegen die Umformung des Bildungssystems).

AK* – Anarcho-antiautoritäre Bewegung, globalisierungskritisch und extrem militant (aus der AK SALONIKA 2003 entstanden).

PKS – Kommunistische Studentenvereinigung (KKE), eher stalinistisch, wollte bis zum 08.06.2006 die Bewegung bremsen.

DAP – Konservative Yuppies, die der Regierungspartei ND treu sind. Trotz des hohen Stimmenanteils (38% landesweit) verlieren sie bei allen Vollversammlungen der Studentenfachschaften.

PASP - sozialdemokratische Studentenvereinigung (dieses Mal oppositionell).

Linke Gruppen*- Zahlreiche linke Gruppen von maoistischer, stalinistischer oder trotzkistischer Gesinnung.

Unabhängige Studenten* - ohne großen politischen Einfluß
Mit Stern (*) werden die linken politischen Gruppen gezeichnet.

Wer trifft die Entscheidung?

Selbstorganisation

In jeder Fachschaft werden Besetzungsreferate (Epitropes Agona/Katalipsis) gebildet, die die bei den Hochschulwahlen gewählten Vorstände (DS) ersetzen. Die Besetzungsreferate tagen oft, manchmal jeden Tag, und sie diskutieren Forderungs- und Aktionsthemen. In jeder Stadt, wo es mehrere besetzte Abteilungen gibt, kommt es einmal in der Woche zu Regionalplenum aller Referate. Hier wird allgemeine Themen besprochen, z.B. Demos, Blockaden, Aufrufe, Pressekonferenzen, usw.
Es gibt keine Vertreter, die Referate bilden sich nach jeder Vollversammlung erneut und daran kann jeder teilnehmen, der am Resolutionspapier glaubt!

Koordination

Wenn die Fachschaften nach Athen zum Demonstrieren fahren, treffen sie sich nach der Demo und diskutieren das Weitergehen. Dann entsteht ein neues basisdemokratisches Referat unter dem Namen Panelladiko Sintonistiko (Landesweite Koordination). Hier werden sowohl politische Sachen, als auch Demodaten, -routen, usw. besprochen.
Basisdemokratisch oder bürokratisch?

Bis 1993 gab es ein landesweites Organ zur Koordination der Studentenbewegung (EFEE) und ein regionalweites Organ in Thessaloniki (FEAPTH). Diese Organe waren von großer Bedeutung und allgemein angesehen. Alle zwei Jahre gab es Wahlen zum neuen Vorstand, woran nur Studentenvertreter teilnehmen durften. Im Verlauf der Zeit sind diese Organe zu bürokratischen Regierungsunterstützern geworden. Sie warfen Hochschulbesetzungen als nicht anerkannt (z.B. Architektur 1993) vor, sie vereinbarten mit Rektoren ohne die Meinung von Studenten zu hören und sie waren oft mit neuen Bildungsgesetzten einverstanden.
In vielen Fachschaften, wo die Linksradikalen stark sind, kam es zur Diskussion dieses Phänomens. Wer trifft die Entscheidungen? Der legal gewählte Vorstand der Studentenbewegung oder die basisdemokratischen Referate, die aus den Vollversammlungen entstehen?

Die großen Parteien (DAP, PASP, PKS) waren mit dieser Situation zufrieden. Konservativen, Sozialdemokraten und Kommunisten mussten die Politik des Reformismus verteidigen.
Linksradikale waren für eine direkte Koordination der Fachschaften und für die strenge Kontrolle der Studentenvertreter, weil sie waren sich nicht sicher, ob die Studenteninteressen richtig vertreten werden konnten.
Von 1974 bis 1994 funktionierten mehr oder weniger diese Organe aber 1995 wurde es vorgeschlagen, dass wichtige Änderungen im Statut notwendig wären. Das war der Anlaß zum Protest.

Zahlreiche Mitglieder von der EAAK (Linksradikale Gruppen, mit diversen Namen in jeder Fachschaft) und anderen autonomen Gruppen erschienen plötzlich in den Studentenkongressen 1995 in Athen und Thessaloniki. Ausgerüstet mit Stangen, Helmen, Steinen und Transparenten riefen sie Parolen gegen die Regierung und für eine freie Bildung. Es kam zu stundenlangen Auseinadersetzungen und zu schweren Verletzungen von konservativen und sozialdemokratischen Vertretern, die den Kongress verteidigen wollten. Deshalb wurden die politischen Forderungen der Studentenbewegung statt die Änderungen des Statuts diskutiert.

1996 wurde der Protest wiederholt und mehrere Sozialdemokraten mussten noch mal ins Krankenhaus. 1999 gelang es der kommunistischen PKS in Thessaloniki, einen Kongress zu veranstalten und einen neuen Vorstand von FEAPTH zu wählen. Aber dieses Organ spielt jetzt keine Rolle mehr und kein Studentenprotest kann erfolgreich werden.
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